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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 8630.) Geſetz, betreffend die Abänderung der Wegegeſetze im Regierungsbezirk Caſſel. 
Vom 16. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unferer Monarchie, 
für die zum Regierungsbezirk Caſſel vereinigten Landestheile, was folgt: 


＋ 


§. 1. 


Die Verpflichtung zum Bau und zur Unterhaltung der Landwege, der Wewpſichtung zun 
Vizinal⸗ GGerbindungs⸗ Wege und der Diſtriktsſtraßen liegt, ſoweit dieſelbe daun und zur Anter 
nicht von größeren Kommunalverbänden (Amt, Kreis 2c.) übernommen iſt, oder = Voinal» Verb 
auf privatrechtlichem Titel beruht, den Gemeinden ob, durch deren Gemarkungen dungs eh und der 


ſie führen. Diſtrittsſtraßen. 
§. 2. 


Die Gemeinden können auch zu dem Bau und der Unterhaltung außerhalb 
ihrer Gemarkungen en Landwege ꝛc. oder Landwegeſtrecken herangezogen 
werden, ſoweit ſie an denſelben ein kagge Intereſſe haben. Die Ent⸗ 
ſcheidung hierüber und über die en er Baulaſt ſteht der Bezirksregie⸗ 
Eu nach Anhörung der Gemeinden und der Kreisvertretung zu. Gegen dieſe 
Entſcheidung findet die Beſchwerde an die Reſſortminiſter ftatt. 


$. 3. 


Die zu dem Bau und der Unterhaltung der Landwege x. zu leiſtenden 
Dienſte ſind Gemeindedienſte. 
Gef. Samml. 1879. Gr. 8630.) 34 


Ausgegeben zu Berlin den 25. April 1879. 
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Außerordentliche Lei⸗ 
ſtungen zur Unterhal⸗ 
tung der Landwege ꝛc. 
ſowie der Gemeinde, 
und Ortswege. 
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$. 4. 


Den in den $$. 1 und 2 erwähnten Verpflichtungen der Gemeinden unter⸗ 
liegen in gleicher Weiſe diejenigen alt nd e „welche den Gemeinden rückſichtlich 
der örtlichen Verwaltung gleichgeſtellt find (ſelbſtſtändige Gutsbezirke). 

Domainen und forſtſiskaliſche, ſowie zu vormals exemten lritterſchaftlichen 
und dergleichen) Gütern gehörige Grundſtücke, welche den Gemeinden einverleibt 
find, werden bezüglich der in den $$. 1 und 2 erwähnten Verpflichtungen nach 
denſelben Grundſätzen behandelt, wie das übrige innerhalb der Gemarkungen be 
legene Grundeigenthum. 


§. 5. 


Die Beſtimmungen über die dem kommunalſtändiſchen Verbande des Ne 
ierungsbezirks “ie pufolge des Allerhöchſten Erlaſſes vom 16. September 1867 

Geſen Su 1867 S. 1528) und des $. 1 des Reglements vom 7. Oktober 
1869 über die Mitwirkung der Kommunalſtände bei dem Chauſſee⸗ und Land⸗ 
wegebau im Regierungsbezirk Caſſel (Amtsblatt 1869 S. 335) obliegende 
Verpflichtung zur Unterſtützung der Gemeinden behufs des Baues und der 
Unterhaltung der Landwege ꝛc. finden auch zu Gunſten der nach F. 4 Abſatz 1 
Verpflichteten (ſelbſtſtändigen Gutsbezirke) RER TUN 

Indeſſen wird der kommunalſtändiſche Verband von allen Leiftungen für 
die Unterhaltung der Landwege 2c. innerhalb der betreffenden Staatswaldungen 
entbunden, und ger dieſe Verpflichtung auf den Staat über, wogegen der kom⸗ 
munalſtändiſche Verband aus den Einnahmen des vormals urhefſſchen Staats⸗ 
ſchatzes vom 1. Januar 1879 ab alljährlich einen Beitrag von 43 000 Mark zu 
den Unterhaltungskoſten an die Staatskaſſe zu leiſten hat. 

Beſaig es Neubaues von Landwegen ꝛc. innerhalb der in Rede ſtehen⸗ 
den Staatswaldungen, ſowie beßiglig der Gewährung von Beiträgen des kom⸗ 
munalſtändiſchen Verbandes zu den Koſten deſſelben en die allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen (§. 5 Abſatz 1 und $. 8) Anwendung. 


$. 6. 


Soweit die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes den Gemeinden ob⸗ 
liegende Verpflichtung von weiteren Verbänden (Amt, Kreis x.) übernommen 
iſt, treten hinſichtlich der im $. 5 Abſatz 1 gedachten Unterſtützung die letzteren 
an die Stelle der erſteren. 


$. 7. 


Werden die Landwege ꝛc., ſowie die Gemeinde- und Ortswege in Folge 
des Betriebes von Fabriken, Bergwerken, Steinbrüchen, Ziegeleien oder ähnlichen 
Unternehmungen in erheblicher Weiſe dauernd abgenutzt, 9 kann auf den An⸗ 
trag derjenigen, deren Unterhaltungslaſt durch ſolche Unternehmungen vermehrt 
wird, den Unternehmern nach Berhältnig dieſer Mehrbelaſtung ein angemefjener 
Beitrag zu der Unterhaltung der betreffenden Wege auferlegt werden. 


c 


— — 


eber den Eintritt der Vorausſetzung⸗ über die Art und die Höhe des 

Beitrags entſcheidet in Ermangelung gütlicher Vereinbarung nach Anhörung des 
kommunalſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſes die Bezirksregierung. 

Gegen dieſe Entſcheidung findet die Beſchwerde an die Reſterbnbuſter ſtatt. 


$. 8. 


Durch Beſchluß des kommunalſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſes können Verſezung von We, 
unter Zuftimmung der Bezirksregierung Gemeinde⸗ bein der 
anzulegende Wege zu Landwegen dc.“ Landwege ꝛc. zu Gemeinde- und Ortswegen andere ac 
erklärt, desgleichen Landſtraßen und die ſenftigen in das Eigenthum und die 
Unterhaltung des kommunalſtändiſchen Verbandes 9 früheren Staats⸗ 
ſtraßen aufgegeben oder zu Landwegen ꝛc., ſowie Landwege ꝛc. zu Landſtraßen dc. 
erklärt werden. 

Dem Beſchluſſe hat die Anhörung der betheiligten Gemeinden ꝛc. und Kreiſe 
voranzugehen. | 

Gegen den Beſchluß findet die Beſchwerde an die Reſſortminiſter ſtatt. 


§. 9. 
Der kommunalſtändiſche 9 1 ift verpflichtet, den durch den Beſchluß  Berpflichtungen des 


des Bundesraths vom 25. Juni 1869 im Intereſſe der Telegraphenverwaltune n Aue 
feſtgeſtellten Anforderungen d füchich der zufolge des Geſetzes vom 8. Juli 187 ace 
(Geſetz-Samml. 1875 S. 497 ff.) in ſein Eigenthum und ſeine Unterhaltung 


übergegangenen früheren Staatsſtraßen, ſowie der auf feine Koſten neu anzu 


llegenden Straßen zu genügen. 


. 10. 


Die Beſtimmungen der im Gebiete des Regierungsbezirks Caſſel zur Zeit Schlußbeſtimmung. 
geltenden Wegegeſetze bleiben, ſoweit ſie nicht durch die vorſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen aufgehoben oder abgeändert ſind, beſtehen. 


ag unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. März 1879. 


(JI. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


(Nr. 8630-8631.) 34* 


' 9 
und Ortswege, ſowie neu gorie derſelben in die 
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(Nr. 8631.) Haubergordnung für den Kreis Siegen. Vom 17. März 1879. 


— 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Kreis Siegen, was folgt: 


§. 1. 
Hauberge im Sinne dieſes Geſetzes ſind diejenigen Grundſtücke, welche bis⸗ 
her der Haubergordnung vom 6. Dezember 1834 unterworfen geweſen ſind. 


Ü. 2. 


Die Hauberge bleiben ein ungetheiltes und untheilbares Geſammteigenthum 
der Beſitzer und behalten ihre Gees örtliche Begrenzung, ſo lange nicht Aende⸗ 
rungen nach Maßgabe dieſes Geſetzes eintreten. 


$. 3. 


Dem Haubergverbande können durch Beſchluß der Hauberggenoſſenſchaft 
andere zu ihrer Verfügung ſtehende Grundſtücke einverleibt Weid n aten d 
ſelben von allen darauf ruhenden Pfandverbindlichkeiten und ſonſtigen dinglichen 
Laſten befreit worden ſind. Auf Antrag der n iſt die Einverleibung 
im 1 zu vermerken. Nach a es Vermerks unterliegen die 
einverleibten Grundſtücke den Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 


8. 4. 


Aus dringenden Gründen des landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Be⸗ 
dürfniſſes oder des Verkehrs können einzelne Flächen auf Antrag der Genoſſen⸗ 
ſchaft durch Beſchluß des Schöffenraths ($. 25) vom Haubergverbande befreit 
werden. Beträgt die zu befreiende Fläche ein Zwanzigſtel oder mehr von der 
Geſammtfläche des Haubergs, ſo bedarf der Beſchluß der Genehmigung der Be⸗ 
zirksregierung. 

„Die befreiten Flächen ſind den durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen Nutzungs⸗ 
beſchränkungen nicht unterworfen. 


K. 5. 


Auf Antrag der Genoſſenſchaft iſt die Befreiung vom Haubergverbande im 
Grundbuche zu dermerken. Nach Eintragung des Vermerks kann über die be⸗ 
1 5 in Gemäßheit der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen ver⸗ 

gt werden. 5 

Wird ein ſolches Grundſtück unter die Mitglieder der Genoſſenſchaft nach 
Verhältniß ihrer Antheile in Natur vertheilt, ſo haftet der Naturaltheil an Stelle 
des ihm entſprechenden Antheils für die Pfand⸗ und ſonſtigen dinglichen Ver⸗ 
bindlichkeiten des letzteren. 
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$. 6. 

Die Hauberggenoſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
Verbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund⸗ 
ſtücken erwerben, vor Gericht klagen oder verklagt werden. Ihr ordentlicher Ge- 
richtsſtand iſt bei dem Gericht, in deſſen Bezirk ſie ihren Sitz hat. 0 

Die Verpfändung oder ſonſtige dingliche Belaſtung eines Haubergs iſt 
fortan unzuläſſig. 

. 


Die Antheile der einzelnen Genoſſen an dem Hauberge beſtimmen ſich nach 
dem bisher üblichen Maßſtabe. 

Den Genoſſen ſteht die freie Verfügung über ihre Antheile zu. Jedoch 
dürfen die Antheile unter das für jeden Hauberg beſtehende geringſte Einheits⸗ 
maß hinab nicht getheilt werden. 


$. 8. 


Zu den für die Genoſſenſchaft gemeinſchaftlichen Laſten, Koſten, Dienſten 
und Naturalleiſtungen trägt jeder Genoſſe nach Verhältniß ſeines Antheils bei. 
Nach demſelben Verhältniß werden die gemeinſchaftlichen Nutzungen 
vertheilt. 
§. 9. 


Pächter oder Nutznießer von Weng treten in die 9 dan in der 
pflichten des Eigenthümers. Die Genoſſenſchaft kann ſich jedoch auch an den 
Letzteren halten. 

$. 10. 
| Für jeden Hauberg ift von dem Vorfteher ($. 16) ein Lagerbuch zu führen, 
in welchem 
| a) die Größe und Art der Genoſſenſchaftsgrundſtücke, 
ö b) Veränderungen durch Einverleibung anderer Grundſtücke ($. 3) oder 
i durch Befreiung vom Haubergverbande ($$. 4, 5), 
| e) die Antheile der Genoſſen, 
| d) die Veränderungen in dem Eigenthum der Antheile, 
e) das für die Antheile beſtehende geringſte Einheitsmaß, 
f) 6 1 Abweichungen vom regelmäßigen Wirthſchaftsbetriebe 


zu verzeichnen und nachzutragen ſind. 
Neu angelegte Lagerbücher find während einer angemeſſenen Friſt zur Ein- 
5 Ma Beteiligten offen zu legen und demnächſt ie Genoſſenſchaftsbeſchluß 
eſtzuſtellen. 
Veränderungen in dem Eigenthum der Antheile ſind dem Haubergvorſteher 
anzuzeigen. Derſelbe hat, ſobald ihm der Eigenthumswechſel glaubhaft nach⸗ 
(Nr. 8631.) 
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gewieſen iſt, die Veränderung im Lagerbuch einzutragen. So lange die e 
nicht erfolgt und der Nachweis des Eigenthumsüberganges nicht geführt iſt, kann 
die Sense wegen Erfüllung der Genoſſenſchaftspflichten nach ihrer Wahl 
ſich an den bisherigen oder an den neuen Eigenthümer halten. 

Die Eintragung des Eigenthumsüberganges im Grundbuch iſt vom Grund- 
buchamte dem Vorſteher bekannt zu machen. 

Der Antrag auf Erlaß des 1 nach ie des Geſetzes vom 
ER 3 1845 (Geſetz-Samml. S. 160) kann hinſichtlich der Haubergantheile 
durch . einer Beſcheinigung des Haubergvorſtehers darüber, daß der 
Beſitzer im Lagerbuch als Eigenthümer eingetragen ſei, begründet werden. Bei 
dem Aufgebot find die Nummern des betreffenden Antheils nach deren Bezeich- 
nung im Grundbuch 1 Als Eigenthumsprätendenten Ian auch die⸗ 
jenigen, für welche dieſe Nummern im Grundbuch eingetragen ſind, nach Maß⸗ 
gabe des $. 3 des genannten Geſetzes zu laden. 


62:14: 


Zweck der Haubergwirthſchaft ift die Erziehung von Niederwald, vornehm⸗ 
lich von Eichenſchälwald, mit welcher u dem periodiſchen Abtriebe ein ein⸗ 
maliger Getreidebau verbunden wird, falls nicht die Genoſſenſchaft von dem 
Getreidebau ganz oder theilweiſe abzuſehen beſchließt. 

Die Einführung eines anderen Wirthſchaftsbetriebes an Stelle der Nieder⸗ 
waldwirthſchaft kann ausnahmsweiſe für einzelne Grundſtücke auf Antrag der 
Genoſſenſchaft von dem Schöffenrath genehmigt werden. 


$. 12. 


Für jeden Hauberg ift die Schlageintheilung und die Reihenfolge der 
Schläge, ſowie die e en Grundſtücke, für welche ein von 
der Niederwaldwirthſchaft abweichender Betrie genehmigt iſt, durch einen Betriebs⸗ 

lan zu regeln. Ueber die der Weide zu öffnenden Flächen, die Weidezeiten und 
en Triftgang iſt alljährlich ein een aufzuftellen. 

Der Betriebs- und der Hütungsplan, ſowie Abänderungen dieſer Pläne 
nöſenſcgaft f egen des Forſtſachverſtändigen (F. 25) durch Beſchluß der Ge 
noſſenſchaft feſtgeſtellt. 

Der Pesch bedarf der Genehmigung des Landraths. 


$. 13. 


Die Weidenutzung iſt den Zwecken der Holzzucht untergeordnet. 

Schweine und Ziegen dürfen nicht eingetrieben werden. 

Die Schafhude iſt nur nach Maßgabe der auf Grund der Allerhöchſten 
Kabinetsorder vom 8. November 1824 erlaſſenen Regulative geſtattet. Die 
Regulative können nach Anhörung des Schöffenraths durch die Bezirksregierung 
abgeändert werden. 


2 ö S n 


Der Schöffenrath kann die Schafhude für unftatthaft erklären, wenn der 
Nachtheil für das Geſammtintereſſe einer Genoſſenſchaft den Vortheil für die 
einzelnen Genoſſen überwiegt. 

Kein Schlag darf innerhalb der nächſten ſechs Kalenderjahre nach dem 
Abtriebe mit Rindvieh und innerhalb der nächſten vier Kalenderjahre nach dem 
Abtriebe mit Schafen behütet werden. Wenn dieſe Schonzeiten zur Erhaltung 
| des jungen Sole nicht ausreichen, können fie durch den Haubergvorſtand oder 
| auf Fi es Forſtſachverſtändigen durch den Landrat) angemefjen verlängert 
| werden. 

Neu kultivirte Schläge dürfen innerhalb der nächſten acht Kalenderjahre 
nach Ausführung der Kulturen nicht mit Rindvieh und innerhalb der nächſten 
ſechs Kalenderjahre nach Ausführung der Kulturen nicht mit Schafen behütet 
werden. Der Schöffenrath kann Biete Schonzeiten in einzelnen Fällen bis auf 
ſechs Jahre für Rindvieh und bis auf vier Jahre für Schafe herabſetzen und bis 
auf zehn Jahre für Rindvieh und bis auf acht Jahre für Schafe verlängern. 


$. 14. 
dür Der Beſchlußfaſſung durch die Verſammlung der Hauberggenoſſen be⸗ 
ürfen: 
1) Angelegenheiten, welche die Subſtanz der Genoſſenſchaftsgrundſtücke 
2 baren, namentlich die Einverleibung anderer Genf $. 3) und 
die Befreiung vom Haubergverbande ($$. 4, 5) / 
2) die Feſtſtellung des Lagerbuchs ($. 10); 
3) das Unterlaſſen des Getreidezwiſchenbaues und die Einführung eines 
von der Niederwaldwirthſchaft abweichenden Betriebes ($. 11); 
4) 6 2 und Abänderung des Betriebs- und des Hütungsplans 
1297 


5) die Frage, ob die Lohnutzung oder andere Nutzungen, mit Ausſchluß 

ö der Getreidenutzung, für gemeinſame Rechnung oder von den einzelnen 
Genoſſen auf beſtimmten Flächen ausgeübt werden ſollen; in Anſehung 

ö . der Lohnutzung iſt der Beſchluß vor der Vertheilung der Nutzungs- 

+ flächen unter die Genoſſen zu faſſen , 

6) die Wahl der Getreidegattung, wenn ein abgetriebener Schlag mit einer 
anderen als der bisher üblichen Getreideart bebaut werden ſoll, 

5 7) die Wahl des Haubergvorſtandes und die Gewährung einer Dienſt⸗ 

g unkoſtenentſchädigung an deſſen Mitglieder ($. 16); 

8) die Regelung des Kaſſen- und Rechnungsweſens ($. 22); 

g 9) Geſchäfte, f deren Vornahme, wenn ſie durch einen Bevollmächtigten 

f erfolgen ſollte, Spezialvollmacht erforderlich ſein würde; 

10) die Veränderung beſtehender Einrichtungen, wenn eine Beſchlußfaſſun 
hierüber von dem de Theile der Genoſſen, nach Sntheilen a 
beantragt wird. 

(Nr. 8631.) 
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§. 15. 


Zu den Genoſſenverſammlungen ſind ſämmtliche Genoſſen mindeſtens drei 
Tage vorher mittelſt ortsüblicher, in den Fällen des $. 14 Nr. 1 mittelft ſchrift⸗ 
licher Vorladung, welche die Gegenſtände der Berathung angiebt, einzuberufen. 
Soll einer der im F. 14 bezeichneten Gegenſtände zur Verhandlung kommen, fo 
iſt die Vorladung am Tage vor der Verſammlung in ortsüblicher Weiſe zu 
en Fällen des $. 14 Nr. 1 iſt die Verfammi beſchlußfäh 

n den Fällen des $. r. 1 iſt die Verſammlung nur beſchlußfähig, 
wenn die Mehrheit der Genoſſen, nach Antheilen berechnet, erſchienen iſt. 5 
Be Fah anderen Fällen ſind die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
eſchlußfähig. 

Diejenigen Hauberggenoſſen, welche nicht in der Gemeinde wohnen, in 
welcher der Hauberg oder die Heuer defjelben liegen, haben ſchriftlich bei dem 
Haubergvorſteher eine in jener Gemeinde wohnhafte Perſon zu bezeichnen, an welche 
die Behändigung der Vorladungen erfolgen ſoll, widrigenfalls ihre Vorladung 
unterbleiben df f 

Jeder Genoſſe kann ſich in der Verſammlung durch einen anderen, ſchrift⸗ 
lich bevollmächtigten Genoſſen vertreten laſſen. Steht ein Antheil mehreren 
Perſonen gemeint zu, jo haben dieſelben fehriftlich bei dem Vorſteher den- 
jenigen unter ihnen zu bezeichnen, dem die Stimmführung übertragen iſt. 

Für N e Personen, Handelsgeſellſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften, 
1 ete werden ihre geſetzlichen Vertreter, für hee ihre Männer zus 
gelaſſen. 


$. 16. 


Den Haubergvorſtand bilden der Vorſteher, der erſte und der zweite Bei⸗ 
figer. In Genoſſenſchaften mit geringer Mitgliederzahl engt ein Beiſitzer. 
Genoſſenſchaften, welche ihren Sitz in einer Gemeinde haben, können dieſelben 
Perſonen als Vorſtand wählen. 

Der Vorſteher und die Beiſitzer werden von der Genoſſenverſammlung 
auf ſechs Jahre gewählt. Die nach dieſer Friſt Ausſcheidenden ſind wieder 
wählbar. Für Vorſtandsmitglieder, welche während der Wahlperiode ausſcheiden, 
werden für den Reſt derſelben Erſatzmänner gewählt. . 

Wählbar iſt jeder Hauberggenoſſe, der ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte befindet und am Sitze der Genoſſenſchaft wohnt. 

Ueber die Gewährung einer Dienſtunkoſtenentſchädigung als Vergütung für 
Verſäumniſſe und Mühewaltungen beſchließt die Genoſſenverſammlung; A 
Auslagen find zu erſetzen. Im Uebrigen verwalten die Borftandsmitglieh 
Amt en 

Zur Ablehnung oder Niederlegung dieſes Amtes berechtigen nur diejenigen 
Gründe, aus welchen unbeſoldete Gemeindeämter abgelehnt und niedergelegt 
werden dürfen. E 

Wer ohne ſolche Gründe ablehnt oder niederlegt, kann durch den Schöffen: 
225 15 8 in der weng auf ſechs Jahre für verluſtig 
erklärt werden. 


er ihr 


Dann. ae Fa Tr ere Z E eB 
Tat * 8 
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Die Vorſtandsmitglieder werden in den der Städteordnung unterworfenen 
Gemeinden durch den Bürgermeiſter, ſonſt durch den Amtmann mittels Hand⸗ 
ſchlags an Eidesſtatt verpflichtet. 


$. 17. 


Der Vorſtand vertritt die Genoſſenſchaft nach Außen und vollzieht die 
Urkunden, welche die Genoſſenſchaft verpflichten ſollen, hierbei iſt, wenn einer 
der im $. 14 bezeichneten Gegenſtände vorliegt, der Beſchluß der Genoſſen— 
verſammlung anzuführen. 

Außerdem hat der Vorſtand: 

1) über die Verlängerung der Schonzeiten zu beſtimmen ($. 13); 

2) die von dem Haubergrechner gelegte Rechnung zu prüfen, ſofern hierzu 

nicht eine beſondere Kommiſſion eingeſetzt iſt 8 22) / i : 

3) in n eee den en zu wählen und fein Dienfl- 

einkommen zu beſtimmen, bei der Bildung gemeinſamer Schutzbezirke 
und der Beſtimmung des Dienſteinkommens der für dieſelben anzu⸗ 
ftellenden Schützen mitzuwirken ($. 23). 


$. 18. 


Die weder der Genoſſenverſammlung noch dem Vorſtande vorbehaltenen 
Angelegenheiten werden von dem Vorſteher beſorgt. 

Der Vorſteher hat insbeſondere: 

1) die Verſammlungen der 5 und des Vorſtandes zu berufen 
und zu leiten; die 4 7 der Genoſſenverſammlung 255 erfolgen, 
wenn der vierte Theil der Genoſſen, nach Antheilen berechnet, darauf 
anträgt 

2) das Lagerbuch zu führen ($. 10); 

3) das Kaſſen- und Rechnungsweſen zu beſorgen — wenn die Genoſſen— 
ſchaft es ihm überträgt — ($. 22); 

4) die Hauberge zu verwalten; 

5) die Beiträge zu den gemeinſchaftlichen Laſten und Koſten auszuſchreiben 
und chen zu laſſen; 

6) die Nutzungen zu vert eilen, und zwar bei Nutzung auf gemeinſchaftliche 
Rechnung in baarem Gale, ſonſt durch Vertheilung der Rutzungsflächen 
unter die Genoſſen; 

7) die Kulturen nach dem Betriebsplane und den demſelben entsprechenden 
Anordnungen des Forſtſachverſtändigen auszuführen, die Befolgung 
der Weideregulative und des Hütungsplans zu überwachen; 

8) dem Forſtſachverſtändigen Auskunft zu ertheilen; 

9) die Dienftführung des Haubergrechners und des Haubergſchützen zu 
beauffichtigen; \ 
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10) bei der Wahl des Haubergſchützen in gemeinſamen Schutzbezirken mit- 
zuwirken (§. 23); 
11) bei der Abgrenzung der Schöffenwahlbezirke und bei der Schöffenwahl 
mitzuwirken (F. 250 
$. 19. 


Der Vorſteher ift befugt, gegen den Haubergrechner und den Hauberg⸗ 
ſchützen, ſowie gegen „ und Hirten, welche die beſtehende Wirth 
ſchaftsordnung, insbeſondere die Weideregulative und den Hütungsplan verletzen , 
Ordnungsſtrafen bis zur Höhe von 3 Mark zu verhängen. 
enn ein Hauberggenoſſe ſolche ihm obliegende Leiſtungen, deren Unter- 

laſſen der Genoſſenſchaft nachtheilig fein würde, nicht rechtzeitig erfüllt, jo kann 
der Vorſteher die Ausführung entweder durch einen Dritten auf Koſten des 
Säumigen anordnen oder durch Feſtſetzung von Geldbußen bis zur Höhe von 
3 Mark erzwingen. Der Anordnung, ſowie der Feſtſetzung muß eine Androhung 
mit einer beſtimmten Friſt vorangehen. Die Ordnungsſtrafen, die Koſten für 
e von Leiſtungen durch einen Dritten und die Geldbußen werden 
nöthigenfalls auf Antrag des Vorſtehers im Verwaltungswege beigetrieben. 

Daſſelbe gilt von Geldleiſtungen, welche trotz Anwendung der dem Vor— 
ſteher zuſtehenden Zwangsmittel rückſtändig bleiben. f 

Ordnungsſtrafen und Geldbußen fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe. 


F. 20. 


Gegen die Verfügungen des Vorſtandes und des Vorſtehers findet inner⸗ 
halb zehn Tagen nach erlangter Kenntni die Beſchwerde an den Landrath ſtatt. 


| $. 21. 
8 Die Beiſitzer haben neben ihren Obliegenheiten als Mitglieder des Vor- 
ſtandes: 

1) den Vorſteher zu ee und in den von ihm bezeichneten Ge- 
ſchäften, ſowie in Verhinderungsfällen zu vertreten, die Vertretung 
liegt zunächſt dem erſten, und wenn dier verhindert iſt, dem zweiten 
Beiſitzer ob f 

2) . bei der Haubergverwaltung zur Kenntniß der Auf— 
ſichtsbehörde zu bringen; 

3) die Rechnung zu prüfen und feſtzuſtellen, wenn dieſelbe vom Vorſteher 
geführt wird. 

§. 22. 


Die Verwaltung des Kaffen- und Rechnungsweſens kann von der Ge⸗ 
no an einem beſonderen Rechner oder mit Genehmigung des Land- 
raths dem Vorſteher übertragen werden. 

Die Rechnung iſt vor dem 1. Mai des dem Rechnungsjahre folgenden 
Jahres zu legen und an einem ortsüblich bekannt zu machenden Orte acht Tage 
lang zur Einſicht der Genoſſen bereit zu halten. 


erfolgt nach Beſchluß der Genoffenverfammlung entweder durch den 
Vorſtand oder durch eine von der Verſammlung Be Kommiſſion. 

Die von dem Vorſteher gelegte Rechnung wird durch die Beiſitzer geprüft 
und feſtgeſtellt. Die feſtgeſte te Rechnung iſt mit dem Feſtſtellun Sbeſchluß 
bis zum 1. Auguſt dem Bürgermeiſter (Amtmann) zur Kenntnißnahme mit⸗ 
zutheilen. 8. 23 


Zum Schutz der Hauberge, zur Ausführung der Anordnungen des Vor⸗ 
2 5 und zur Mitwirkung bei den Kulturarbeiten find Haubergſchützen an⸗ 
zuſtellen. 
Können mehrere Hauberge von einem Schützen begangen und beaufſichtigt 
werden, ſo bilden ſie einen gemeinſamen Schutzbezirk. 

Die Bildung der gemeinſamen Schutzbezirke erfolgt durch die betheiligten 
Vorſtände, bei mangelnder Verſtändigung unter denſelben durch den Landrath 
nach Anhörung des Schöffenraths. 

Der Haubergſchütze wird von dem Vorſtande, in gemeinſamen Schutz⸗ 
bezirken von den betheiligten Vorſtehern nach abſoluter Stimmenmehrheit gewählt; 
bei Stimmengleichheit giebt die Flächengröße der von den Vorſtehern vertretenen 
Hauberge den Ausſchlag. 5 

Die Wahl bedarf der Beſtätigung des Landraths. Derſelbe ernennt mit 
Zuſtimmung des Schöffenraths den Haubergſchützen, wenn der Wahl die Be 
ſtätigung zweimal endgültig verſagt worden iſt. f si, 

Die Anſtellung der Haubergſchützen erfolgt mittels ſchriftlichen Vertrages. 
Gehört der Anzuſtellende nicht zu den für den Forſtdienſt beſtimmten oder mit 
Forſtverſorgungsſchein entlaſſenen Militärperſonen, ſo muß die Anſtellung ent⸗ 
weder auf Lebenszeit oder, falls durch lan räthliche Beſcheinigung eine dreijährige 
tadelloſe Forſtdienſtzeit nachgewieſen werden kann, auf mindeſtens drei Jahre 
erfolgen. 
. Das Dienſteinkommen des Haubergſchützen wird durch die betheiligten Vor⸗ 
ſtände feſtgeſetzt und in gemeinsamen Schutzbezirken auf die einzelnen Genoſſen⸗ 
ſchaften vertheilt. Können die Vorſtände ſich über ein ang lg ug: Dienft- 
einkommen oder über deſſen Vertheilung nicht einigen, fo verfügt er Landrath. 


$. 24. 


Für die durch dieſes Geſetz dem Forſtſachverſtändigen übertragenen Ge⸗ 
ſchäfte, ſowie als Beirath des Landraths, des Schöffenraths, der einzelnen oe 
und der Haubergvorſtände find für die Geſammtheit der Hauberge einer oder 
mehrere Forſtſachverſtändige anzuſtellen. ö 

Der Schöffenrath beſtimmt die Zahl, die Dienſtbezirke, das Dienſteinkommen, 
die Penſion und vollzieht die Wahl der Forſtſachverſtändigen. Er kann die Wahl 
auf anderweit angeſtellte Forſtbeamte richten. s 

Die Wahl bedarf der Beſtätigung der Bezirksregierung, welche jedoch nur 
wegen mangelnder Befähigung als Forſtſachverſtändiger verſagt werden darf. 
Derſelben ſteht nach zweimaliger Verſagung das Recht n zu. Falls 
(Nr. 8631.) 


1 Die Prüfung und Seftellung der von dem Haubergrechner gelegten | 3 
Rechnung uß 1 


n 


11 


a a 


En 


für das beſtimmte Dienſteinkommen ausreichend 1 Perſonen nicht zu er 


langen ſind, hat die Bezirksregierung das Dienſtein 
meſſenen Betrag feſtzuſetzen. 

Die Anſtellung erfolgt mittels ſchriftlichen, für den Schöffenrath von deſſen 
Vorſitzendem zu vollziehenden Vertrages auf mindeſtens zwölf Jahre. 

Der Angeſtellte wird von dem Landrath durch den Dienſteid, welcher für 
die im mittelbaren Staatsdienſt ſtehenden Beamten vorgeſchrieben iſt, verpflichtet. 


ommen auf einen ange⸗ 


$. 25. 


Der Schöffenrath beſteht aus dem Landrath und aus ſechs gewählten 
Haubergſchöffen. . 

Zum Zwecke der Schöffenwahl wird das Haubergareal durch die Bezirks 
regierung nach Anhörung der Haubergvorſteher in ſechs Wahlbezirke von annähernd 
gleichem Flächenumfange eingetheilt. 

In jedem Wahlbezirke wählen die Vorſteher der demſelben zugetheilten Hau⸗ 

berge unter Leitung des Landraths einen Schöffen und einen tellvertreter nach 
abſoluter Stimmenmehrheit. Wählbar iſt jeder im Kreiſe Siegen wohnhafte, im 
Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche volljährige Eigenthümer eines Hau— 
bergantheils. 
N Die Wahl geſchieht auf ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der 
Gewählten aus. Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das von der 
Hand des Landraths zu ziehende Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden können 
wieder gewählt werden. n 

Zur Ablehnung oder Niederlegung des Schöffenamtes berechtigen nur die— 
jenigen Gründe, aus welchen unbeſoldete Gemeindeämter abgelehnt und nieder⸗ 
gelegt werden dürfen. Wer ohne ſolche Gründe ablehnt oder 3 0 kann 
durch die Bezirksregierung des Stimmrechts in der Genoſſenverſammlung auf 
ſechs Jahre für verluſtig erklärt werden. 

Die Schöffen werden von dem Landrath mittels Handſchlags an Eides 
Statt verpflichtet. ö 

Der Landrath beruft den Schöffenrath und führt in demſelben den Vorſitz 
mit vollem Stimmrecht. Die Anweſenheit des Vorſitzenden und dreier Schöffen 
genügt zur Beſchlußfähigkeit. 

Die Beſchlüſſe werden nach abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt eine 
gerade Zahl von Mitgliedern anweſend, fo giebt bei Stimmengleichheit der Vor⸗ 
figende den Ausſchlag. 

Die Schöffen erhalten für die e an den Sitzungen Reiſekoſten 
er 1585555 nach Sätzen, welche die Bezirksregierung auf Antrag des Schöffen— 
raths feſtſetzt. 

An e über forſttechniſche Gegenſtände nimmt der betreffende 
Forſtſachverſtändige mit beſchließender Stimme Theil. 


$. 26. 


Ueber Streitigkeiten unter den Genoſſen, welche die örtliche Abgrenzung 
der ihnen zur Nutzung überwieſenen Grundflächen betreffen, hat der in dem Be⸗ 


ziꝛirke gewählte Haubergſchöffe einen fchriftlichen Beſcheid zu ertheilen. Gegen den 
Bescheid fender uneald 5 5 nach der Mittheilung unter Ausſchluß des 


Rechtsweges die Beſchwerde an den Schöffenrath ſtatt. x 


$. 27. 


Gegen die Beſchlüſſe des Schöffenraths ſteht den Betheiligten innerhalb 
21 Tagen nach erlangter Kenntniß, und aus Gründen des öffentlichen an li 
dem Landrath binnen zehn Tagen nach der Beſchlußfaſſung die Berufung an die 
Bezirksregierung offen, welche endgültig entſcheidet. b 


§. 28. 


Die den Hamers en gemeinſamen Koſten, insbeſondere die Be⸗ 
ſoldung und Penſion des Forſtſachverſtändigen, ſowie die Reiſekoſten und Tage⸗ 
gelder der Haubergſchöffen, werden von den einzelnen Genoſſenſchaften nach der 
Fläche aufgebracht, von dem Schöffenrath vertheilt und von deſſen Vorſitzendem 
eingezogen. Sie fließen in eine gemeinſchaftliche Kaſſe, welche von dem Schöffen⸗ 
ar verwaltet wird. i 

$. 29. 


Die ſtaatliche Oberaufficht über die Verwaltung der Hauberge führt in 
erſter Inſtanz der Landrath mit Hülfe der Bürgermeiſter, Amtmänner und Forſt⸗ 
ſachverſtändigen, in zweiter Inſtanz die Bezirksregierung. 


$. 30. | 


Genoſſenſchaftsbeſchlüſſe, welche die im $. 14 Nr. 1, 3, 4, 6 bezeichneten 
Gegenſtände betreffen, bedürfen ſtets der Genehmigung des Landraths, andere 
Genoſſenſchaftsbeſchlüſſe dann, wenn gegen dieſelben mindeſtens der vierte Theil 
der Verſammlung, nach Antheilen berechnet, geſtimmt hat. 

Der Landrath iſt befugt, jeden Genoſſenſchaftsbeſchluß zu ſuspendiren, deſſen 
Ausführung nach dem Gutachten des Schöffenraths den Ruin der Holzwirthſchaft 
herbeiführen würde. In dieſem Falle iſt der Genoſſenſchaft eine angemeſſene Friſt 
zur anderweiten Beſchlußfaſſung zu ſetzen. Kommt während der Friſt ein zur 
Genehmigung geeigneter Beſchluß nicht zu Stande, ſo verfügt der Landrath. 


§. 31. 


Gegen die Verfügungen des Landraths findet binnen 21 Tagen nach der 
Zuſtellung die Beſchwerde bei der Bezirksregierung ſtatt. Deren Entſcheidung iſt 


endgültig. 
$. 32. 


Die Bezirksregierung erläßt unter Zuſtimmung des Schöffenraths all⸗ 
gemeine Vorſchriften über die Bewirthſchaftung der Hauberge und Dienſt⸗ 
anweiſungen für den Vorſtand und die Genoſſenſchaftsbeamten. Auch die nach 
$. 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz⸗Samml. 

(Nr. 8631.) 


rene r A BANG 5: * 


©. 265) ergehenden Polizeivorſchriften bedürfen, ſoweit ſie die wirthſchaftung = 

= der 90505 betreffen, der Zuſtimmung des Schöffenraths. * a 

Bi e | $. 33. | 

90 In Betreff der Dienſtvergehen der Vorſtandsmitglieder und der Genoſſen⸗ 

ER ſchaftsbeamten finden die in dem Geſetz vom 21. Juli 1852 (Geſetz⸗Samml. 

Br S. 465) bezüglich der Gemeindebeamten enthaltenen Vorſchriften Anwendung. 
Die erkannten Strafen fließen in die Ortsarmenkaſſe. 


. $. 34. 

* Hinſichtlich ſolcher Hauberge, deren Antheile ſich ſämmtlich in einer Hand 

RN vereinigt haben, finden die Beſtimmungen dieſes Geſetzes in den $$. 1 und 2, 
ſoweit letzterer die Untheilbarkeit und die örtliche rn der Hauberge regelt, 

ferner in den sy 3, 4, 5 Abſatz 1, 7 Abſatz 2, 10 bfat 1, 11 bis 13, 23 

bis 25, 27 bis 29, 31 und 32 mit der Maßgabe Anwendung, daß die Antheils⸗ 

beſitzer an die Stelle der Genoſſenſchaft, des Vorſtandes und des Vorſtehers treten. 


ö An die Stelle des $. 30 tritt folgende Beſtimmung: 

5 Maßregeln der im $. 14 Nr. 1, 3, 4, 6 bezeichneten Art bedürfen der 
„ Genehmigung des Landraths. Derſelbe iſt befugt, Maßregeln, welche 
N eh dem Gutachten des Schöffenraths den Ruin der Holzwirthſchaft 
| herbeiführen würden, zu unterfagen. 5 

8 | $. 35. 

3 Die Haubergordnung vom 6. Dezember 1834 iſt aufgehoben. 


5 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
8 Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 


W 


Gr. 8632.) Gefeh, betreffend die Erweiterung der durch das Gefeh vom 20. April 1869 für 
das Anlagekapital einer Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nach Rothe 
Mühle im Biggethale übernommenen Zinsgarantie. Vom 19. März 1879. 


8 4 0 b e 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Einziger Paragraph. 

An die Stelle der $$. 2 und 3 des Geſetzes, betreffend die Anlage einer 
Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nach Rothe⸗Mühle im Biggethale, vom 
20. April 1869 (Geſetz⸗Samml. pro 1869 S. 731 und 732) treten die nach⸗ 
folgenden Beſtimmungen: 8 2 

Das zum Bau der Bahn erforderliche Kapital wird ausſchließlich 
der demſelben zuzurechnenden Kursverluſte auf 15 500 000 Mark feſt⸗ 
eſetzt und, ſoweit der Erlös aus den auf Grund des landesherrlichen 
Privile iums vom 14. Februar 1870 (GeſetzSamml. pro 1870 S. 110 
bis 116) N nn nicht ausreicht, auf Grund eines 
neuen landesherrlichen Privi a bei durch eine Anleihe der Bergiſch⸗ 
Märkischen Eiſenbahngeſellſchaft beſchafft werden. 

$. 3. 

Die Beſtimmungen im $. 4 des Statutnachtrages vom 1. Oktober 
1866 über die Verrechnung der Zinſenausfälle des Anlagekapitals der 
Zweigbahn finden auf die vom 1. Januar 1878 ab mach eden Zinſen 
des Anlagekapitals Anwendung. Für die Berechnung des jährlichen 
Ausfalls an Zinsbeträgen wird beſtimmt, daß der etriebsüberſchuß 
der Zweigbahn dem Ruhr⸗Sieg⸗Bahnunternehmen gegenüber nach den⸗ 
ſelben Vorſchriften und Grundſätzen me ift, welche für die Er⸗ 
mittelung des Betriebsüberſchuſſes der uhr⸗Sieg⸗Bahn dem Berqgiſch⸗ 
Märkiſchen Eiſenbahnunternehmen und dem Staate gegenüber 55 
gebend ſind. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 19. März 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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(Nr. 8633.) Minifterial- Erklärung, betreffend die Aufhebung der mit dem Großherzogthum 
Heſſen abgeſchloſſenen Vereinbarungen wegen Verhütung der Forſt , Feld / 
Jagd- und Fiſchereifrevel. Vom 18. Januar 1879. 


N 7 die Verabredung getroffen worden iſt, die zwiſchen dem König⸗ 
rei 


seid Sreußen und dem Großherzogthum Heſſen gefchloffene ebereinkunft vom 
Dezember 


8. Sliober 1861 wegen Verhütung der Forſt⸗, Feld-, Jagd- und Fiſchereifrevel 
nebſt der wegen Ausdehnung dieſer Uebereinkunft auf das geſammte gegenſeitige 
Staatsgebiet zwiſchen Preußen und Heſſen geſchloſſenen Uebereinkunft vom 
I Oktober 1870 aufzuheben, fo iſt zu Urkund deſſen die gegenwärtige Erklärung 


ausgefertigt worden, um gegen eine entſprechende Erklärung des Großherzoglich 
Heſſiſchen Geſannnttniniſter duns ausgewechſelt zu werden. hene 


Berlin, den 18. Januar 1879. 


Der Koͤniglich Preußiſche Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
(L. S.) v. Bülow. 


Vorſtehende Miniſterial⸗Erklärung wird, nachdem fie gegen eine überein⸗ 
ſtimmende Erklärung des Großherzoglich Heſſiſchen Geſammtminiſteriums vom 
2. Januar d. J. ausgewechſelt worden, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 12. April 1879. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
v. Bülow. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober, Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


